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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Der Nationalrat behandelte in der Frühjahrssession ein Postulat des Walliser SVP-
Nationalrats Jean-Luc Addor. Dieser wollte den Bundesrat mit der Erstellung eines
Berichts über die Möglichkeiten eines «differenzierten oder asymmetrischen
Föderalismus» in der Schweiz beauftragen. Unter anderem solle ein Mechanismus
geprüft werden, mit dem jene Kantone, die das wollen, Kompetenzen vom Bund zu sich
zurückholen könnten. Addor begründete sein Anliegen mit einer seit Jahrzehnten
anhaltenden «Grundtendenz zur Zentralisierung» von Kompetenzen beim Bund. Die
Schweiz könne sich von Kanada und anderen föderalistischen Staaten inspirieren
lassen, in denen Elemente des asymmetrischen Föderalismus etabliert seien.
Die ablehnende Haltung des Bundesrats wurde in der Frühjahrssession 2022 im
Nationalrat von Justizministerin Karin Keller-Sutter vertreten. Sie verwies erstens auf
das Subsidiaritätsprinzip. Demnach könne der Bund schon heute nur Aufgaben
übernehmen, welche die Möglichkeiten der Kantone übersteigen oder einer
einheitlichen Regelung durch den Bund bedürfen – eine Rückübertragung solcher
Aufgaben an die Kantone mache keinen Sinn. Zweitens würde eine Rückübertragung
demokratische Entscheide unterlaufen, denn jede Zuweisung von Kompetenzen an den
Bund sei mit einem doppelten Mehr von Volk und Ständen beschlossen worden. Und
drittens bestehe bei all jenen Aufgaben, die nicht dem Bund zugewiesen sind, mit dem
Instrument des Konkordats schon heute die Möglichkeit, dass nur jene Kantone, die das
möchten, einen Bereich gemeinsam regeln.
Der Nationalrat folgte daraufhin dem Bundesrat und lehnte das Postulat mit 137 zu 53
Stimmen ohne Enthaltung ab. Während die SVP-Fraktion geschlossen Ja stimmte,
sagten alle anderen Fraktionen ebenso geschlossen Nein. 1
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1) AB NR, 2022, S. 88f.; Differenzierter oder asymmetrischer Föderalismus. Eine Möglichkeit für die Schweiz? (Po. 20.3040)
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